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I. Grundlagen der Arbeit 

A. Problemstellung und Ziel der Arbeit 

In den vergangenen drei Jahrzehnten wurden die nationalen 

Rechnungslegungspflichten nach und nach durch folgende europäische 

Richtlinien harmonisiert:  

 Publizitätsrichtlinie 1968 

 Jahresabschlussrichtlinie 1978 

 Konzernbilanzrichtlinie 1983. 

Die Umsetzung dieser Richtlinien obliegt den jeweiligen Mitgliedsländern. Die 

EG-Richtlinie 90/605/EWG (GmbH & Co.-Richtlinie) vom 8. November 19901 

des Rates der Europäischen Gemeinschaften betreffend der Neuregelung der 

Rechnungslegungspflichten von bestimmten Personengesellschaften, z.B. 

Offene Handelsgesellschaft (OHG), Kommanditgesellschaft (KG) oder anderen 

Personengesellschaften mit keiner natürlichen Person als persönlich haftenden 

Gesellschafter,  knüpft an oben genannte Richtlinien an und vervollständigt den 

Regelungsbereich. In Deutschland erfolgte die Umsetzung in einem 

Artikelgesetz, dem Kapitalgesellschaften & Co. Richtlinie Gesetz 

(KapCoRiLiG),2 indem auch weitergehende Anpassungen  in anderen 

Gesetzen, außerhalb der Änderungen zur Verbesserung der Offenlegung von 

Jahresabschlüssen und zur Änderung anderer handelsrechtlicher 

Bestimmungen im Handelsgesetzbuch, erfolgten. Vor dem Hintergrund der 

Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht, welches annähernd zehn Jahre 

dauerte und erst aufgrund von Entscheidungen des Europäischen 

Gerichtshofes beschleunigt wurde,3 ergeben sich Fragen nach der Aufstellung, 

Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlusses der o.g. Gesellschaften. 

Diese Arbeit soll einen Überblick für die Aufstellung des Jahresabschlusses der 

                                            
1 Abgedruckt im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 317 vom  16. November 1990, 

Seite 57 ff. und auch in IDW (Hrsg.) KapCoRiLiG, 2000, Seite 154 ff. 
2 BGBl, Teil I Nr. 8 vom 8. März 2000, Seite 154 – 162, auch im Anhang unter Nummer 2) 

abgebildet. 
3 EuGH-Urteil vom 22.4.1999 Rs. C – 272 / 97, Umsetzungsurteil; EuGH-Urteil vom 29. 

September 1998, Rs. C – 191 / 95, unzureichende Sanktionierung bei Nichtoffenlegung, sowie 

EuGH-Urteil vom 4. Dezember 1997, Rs. C – 97 / 96. 
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von dem KapCoRiLiG betroffenen GmbH & Co. KG aufzeigen und auf die 

Bilanzierungsprobleme, die sich bei der Anwendung ergeben, eingehen. Des 

Weiteren soll in dieser Arbeit auf die Prüfung und die Offenlegung dieses 

Jahresabschlusses eingegangen werden, weil in der Vergangenheit die 

Offenlegung der Jahresabschlüsse von mittelständischen Unternehmen nicht, 

oder selten, durchgeführt wurde und sich durch das neue Gesetz erweiterte 

Pflichten für die GmbH & Co. KG ergeben. In der Literatur vertreten einige 

Verfasser4 die Auffassung, dass die Publizität häufig nur den Mitbewerbern 

dient, zumal eine freiwillige Information an die Geschäftspartner bereits 

durchgeführt wird. Die Rechtsform der GmbH & Co. KG wurde aufgrund der 

Tatsache, der am häufigsten vorkommenden Gesellschaftsform der betroffenen 

Unternehmen des KapCoRiLiG und der verstärkten Tendenz zur Gründung 

solcher Unternehmen, für diese Arbeit ausgewählt. 

 

B. Aufbau und Ablauf der Untersuchung mit Themenabgrenzung 

In erster Linie stützt sich diese Arbeit auf den Gesetzentwurf und auf den 

Gesetzbeschluss des KapCoRiLiG. Ferner wurden aus den Fachzeitschriften 

eine Reihe von Aufsätzen zu diesem Themengebiet und die Richtlinien des 

Rates der Europäischen Union herangezogen. In der Buchliteratur wurde 

vorwiegend auf die Standardwerke zurückgegriffen, in denen die aktuelle 

Gesetzgebung jedoch noch nicht enthalten war. Des Weiteren wurde auf das 

Skript des Wirtschaftsprüfer Handbuches 2000 (WPH) zurückgegriffen, welches 

im Spätsommer erscheinen wird. 

In dieser Arbeit soll die Aufstellung, Prüfung und Offenlegung der  GmbH & Co. 

KG betrachtet werden, und ferner auf die am häufigsten auftretenden GmbH & 

Co. KG – Konstellationen eingegangen werden. Aufgrund der 

gesellschaftsrechtlichen Mischform der GmbH & Co. KG sind bei der 

Einbeziehung in die Abschlussnormen für Kapitalgesellschaften 

Besonderheiten der Rechnungslegung über Vermögen, Schulden und 

insbesondere über das Eigenkapital, sowie Besonderheiten bei Ermittlung, 

Ausweis und Verwendung des Jahresergebnisses zu berücksichtigen. Da für 

den Jahresabschluss der Komplementärgesellschaft hinsichtlich der 

Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlusses sich nur 

                                            

  3

4 hierzu: Theile, GmbHR, 2000, Seite 215. 



geringfügige Änderungen ergeben, sollen diese in den folgenden Kapiteln 

zusammen mit dem Jahresabschluss der KG abgehandelt werden. 

Vor diesem Hintergrund soll die vorliegende Arbeit in einem ersten Teil auf die 

Hintergründe für die Einführung des Kapitalgesellschaften & Co. Richtlinie 

Gesetz eingehen. In diesem Teil wird zuerst auf die historische Entwicklung 

und im Anschluss daran eine Übersicht der Umsetzung der Richtlinie in den 

anderen europäischen Mitgliedsstaaten dargestellt. Im Abschluss des ersten 

Teils soll das Gesetz im Vordergrund stehen.  

Der zweite Teil der Arbeit befasst sich mit den Formen der GmbH & Co. KG. 

Ein Schwerpunkt der Arbeit soll jedoch in einem dritten Teil liegen, der sich mit 

der Aufstellung des Jahresabschlusses und Lageberichtes der GmbH & Co. KG 

befasst. Hierbei soll auf den Anwendungsbereich, die Ansatz-, Bewertungs- 

und Ausweisvorschriften, sowie den Anhang und den Lagebericht eingegangen 

werden. Im vierten Teil dieser Arbeit wird die Prüfung des Jahresabschlusses 

und Lageberichtes behandelt. Im fünften Teil der Arbeit wird auf die 

Offenlegungspflichten und auf die Sanktionen bei Unterlassung der 

Offenlegung eingegangen. Der Konzernabschluss und die Möglichkeiten im 

Rahmen des Kapitalgesellschaften & Co. Richtlinie Gesetz stellen den 

sechsten Teil dieser Arbeit dar. 

 

C. Begriffe und ihre Verwendung in dieser Arbeit 

Nachfolgend sollen einzelne Begriffe erläutert werden, um eine klare Definition 

in dieser Arbeit zu verwenden. 

1. “Offenlegung“5 

Der Begriff “Offenlegung“ wurde im Referentenentwurf des 

Bilanzrichtlinie-Gesetzes6 als “Einreichen zu einem Register, 

Veröffentlichen im Bundesanzeiger oder Veröffentlichen in einer anderen 

Form“7 umschrieben. In der vorliegenden Arbeit soll der Begriff  die in § 

325 HGB vorgeschriebene Einreichung der dort aufgezählten Unterlagen 

                                            
5  In Anlehnung an Esther Jansen, in: Publizitätsverweigerung und Haftung der GmbH, Seite 5. 
6 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Vierten Richtlinie des Rates der 

Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts vom 30. Juni 1981, 

Seite 80. 
7 Vgl. BeBiKo.4, § 325, Tz. 1. 
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zum Handelsregister und die Veröffentlichung der gesamten Unterlagen 

bzw. des Hinterlegungshinweises im Bundesanzeiger umfassen. Da 

bezüglich des Umfanges den zum Handelsregister einzureichenden bzw. 

im Bundesanzeiger bekannt zu machenden Unterlagen verschiedene 

größenabhängige Erleichterungen bestehen, soll der Begriff 

“Offenlegung“ die je nach Größe der GmbH bzw. GmbH & Co. KG 

erforderlichen Unterlagen beschreiben, ohne in jedem Fall eine 

Unterscheidung notwendig zu machen. 

2. “Jahresabschluss“8 

Zum Jahresabschluss zählen gem. § 242 Abs. 3 HGB die Bilanz sowie 

die Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) des Unternehmens. Gem. § 264 

Abs. 1 Satz 1 HGB ist dieser bei Kapitalgesellschaften, sowie gem. § 

264a Abs. 1 HGB bei bestimmten Personenhandelsgesellschaften um 

einen Anhang zu erweitern, der mit Bilanz und GuV eine Einheit bildet.  

Neben der Offenlegung des Jahresabschlusses mit den genannten 

Bestandteilen schreibt § 325 HGB auch die Einreichung bzw. 

Bekanntmachung von Lagebericht, Bericht des Aufsichtsrates und 

Gewinnverwendungsvorschlag bzw. -beschluss vor. Auch bezüglich 

dieser Unterlagen bestehen jedoch wiederum gem. § 327 und § 328 

HGB größenabhängige Erleichterungen.  

Aus Vereinfachungsgründen sollen daher immer dort, wo es nicht 

entscheidend auf den jeweiligen Jahresabschlussumfang ankommt, alle 

oben bezeichneten Unterlagen mit dem Begriff “Jahresabschluss“ als 

Sammelbegriff bezeichnet werden, auch wenn einige Unterlagen nach 

der gesetzlichen Terminologie nicht unter den Jahresabschluss im Sinne 

des § 242 Abs. 3,  § 264 Abs. 1und § 264a Abs. 1 HGB zu subsumieren 

sind. 

 

 
8 siehe FN 5. 


